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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über den Niederlassungsbereidi von Kreditinstituten 

- Nr. 2908 der Drucksadien - 

mit den Besdilüssen des Ausschusses für Geld und Kredit 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


§ 1 

(1) Kreditinstitute, die in der Rechtsform 
von Aktiengesellschaften oder Kommandit- 
gesellschaften auf Aktien das Depositen- 
geschäft und das kurzfristige Kreditgeschäft 
im Bundesgebiet als Haupt gesdiäftszweig be- 
treiben (im folgenden Kreditinstitute genannt) 
dürfen Niederlassungen im Bundesgebiet nur 
in einem der nachstehenden drei Bezirke unter- 
halten: 

1. In den Ländern Bremen, Hamburg, Nie- 
dersachsen und Schleswig-Holstein oder 

2. im Lande Nordrhein-Westfalen oder 

3. in den Ländern Baden, Bayern, Hessen, 
Rheinland-Pfalz, Württemberg-Baden und 
Württemberg-Hohenzollern. 

(2) Der Unterhaltung von Niederlassungen 
steht es gleich, wenn ein Kreditinstitut durch 
eine Kapitalbeteiligung oder in anderer Weise 
die Möglichkeit hat, einen beherrschenden Ein- 
fluß auf ein anderes Kreditinstitut auszuüben. 

(3) Die Bundesregierung kann 
einem Kreditinstitut genehmigen, Nieder- 
lassungen in einem örtlich begrenzten 
Gebiet außerhalb des Bezirkes, in dem 
es seinen Sitz hat, zu unterhalten, wenn 
dies aus wirtschaftlichen Gründen ge- 
boten erscheint und dadurch keine über- 
mäßige Machtstellung des Kreditinstituts be- 
gründet wird. Eine Genehmigung zur Unter- 
haltung von Niederlassungen außerhalb des 
Bezirks kann ferner Kreditinstituten mit be- 
sonderen Aufgaben erteilt werden. Nach- 
folgeinstituten im Sinn von § 3 dieses Ge- 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 1 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Der Bundesminister für Wirtschaft 
kann nach Anhörung des Bundesministers 
der Finanzen einem Kreditinstitut geneh- 
migen, Niederlassungen in einem örtlich be- 
grenzten Gebiet außerhalb des Bezirkes, in 
dem es seinen Sitz hat, zu unterhalten, wenn 
dies aus wirtschaftlichen Gründen geboten 
erscheint und dadurch keine übermäßige 
Machtstellung des Kreditinstituts begründet 
wird. Eine Genehmigung zur Unterhaltung 
von Niederlassungen außerhalb des Bezirks 
kann ferner Kreditinstituten mit besonderen 
Aufgaben erteilt werden. Nachfolgeinstituten 
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Entwurf 

Setzes kann die Genehmigung zur Unter- 
haltung von Niederlassungen außerhalb des 
Bezirks, in dem sie ihren Sitz haben, nicht er- 
teilt werden. Vor Erteilung einer Ausnahme- 
genehmigung sind die beteiligten Bank- 
aufsichtsbehörden und die Bank deutscher 
Länder zu hören. 

(4) Diese Vorschriften gelten auch für aus- 
ländische Kreditinstitute, die zum Depositen- 
geschäft und dem kurzfristigen Kreditgeschäft 
im Bundesgebiet zugelassen sind. 

S 9 

(1) Jedem Aktionär des ausgründenden 
Kreditinstituts stehen Anteile an dem Kapital 
jedes der Nachfolgeinstitute in dem Betrage 
zu, der seinem Anteil an dem Gescllschafts- 
kapital des ausgründenden Kreditinstituts ent- 
spricht. Wenn der auf eine Aktie des aus- 
gründenden Kreditinstituts entfallende Betrag 
an Aktien eines Nachfolgeinstituts 100 DM 
oder ein Vielfaches dieses Betrages nicht er- 
reicht, können Aktien des Nachfolgeinstituts 
auf 20 oder 50 DM oder ein Vielfaches dieser 
Beträge gestellt werden, soweit dies zum Aus- 
gleich von Spitzenbeträgen notwendig ist. 
Aktien dieser Art, die auf Nennbeträge unter 
100 DM lauten, können auf den Inhaber aus- 
gestellt werden. Aktien, die nicht auf 100 DM 
oder ein Vielfaches dieses Betrages lauten, 
sollen spätestens bis zum 31. Dezember 1955 
in Aktien, die auf 100 DM oder ein Viel- 
faches von 100 DM lauten, umgetauscht 
werden. 

(2) Aktionäre, die nicht eine Aktie mit 
Lieferbarkeitsbescheinigung vorlegen, können 
die auf ihre Aktien entfallenden Gesellschafts- 
anteile der Nachfolgeinstitute erst beanspru- 
chen, nachdem ihnen im Wertpapierbereini- 
gungsverfahren von der Anmeldestelle eine Gut- 
schrift auf Sammeldepotkonto erteilt worden 
ist. Aktionäre des ausgründenden Kreditinsti- 
tuts, die sich nach den Vorschriften des Ge- 
setzes über die Ausübung von Mitgliedschafts- 
rechten aus Aktien während der Wertpapier- 
bereinigung vom 9. Oktober 1950 (BGBl. 
S. 690) ausweisen, sind berechtigt, bereits vor 
Übertragung der auf sie entfallenden Gesell- 
schaftsanteile der Nachfolgeinstitute die Mit- 
gliedschaftsrechte nach Maßgabe des 
angeführten Gesetzes auszuüben. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

im Sinn von § 3 dieses Gesetzes kann die 
Genehmigung zur Unterhaltung von Nieder- 
lassungen außerhalb des Bezirks, ln dem sie 
ihren Sitz haben, nicht erteilt werden. Vor 
Erteilung einer Ausnahmegenehmigung sind 
die beteiligten BankaufsiAtsbehörden und 
die Bank deutscher Länder zu hören. 

(4) unverändert 


§ 9 

(1) unverändert 


(2) Aktionäre, die nicht eine Aktie mit 
Lieferbarkeitsbescheinigung vorlegen, kön- 
nen die auf ihre Aktien entfallenden Gesell- 
schaftsanteile der Nachfolgeinstitute erst be- 
anspruchen, nachdem ihnen im Wertpapier- 
bereinigungsverfahren von der Anmeldestelle 
eine Gutschrift auf Sammeldepotkonto er- 
teilt worden ist. Aktionäre des ausgründen- 
den Kreditinstituts, die sich nach den Vor- 
schriften des Gesetzes über die Ausübung 
von Mitgliedschaftsrechten aus Aktien wäh- 
rend der Wertpapierbereinigung vom 9. Ok- 
tober 1950 (BGBl. S. 690) ausweisen, sind 
berechtigt, bereits vor Übertragung der auf 
sie entfallenden Gesellschaftsanteile der Nach- 
folgeinstitute die Mitgliedschaftsrechte in ent- 
sprechender Anwendung des angeführten 
Gesetzes auszuüben. 
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Entwurf 
§ 11 

(1) Die Umsatzsteuer und die Steuern vom 
Kapitalverkehr werden nicht erhoben aus 
Anlaß von: 

a) Gründungen von Nachfolgeinstituten auf- 
grund der Vorschriften dieses Gesetzes, 

b) Übertragung von Vermögensgegenständen 
bei Gründung von Nachfolgeinstituten 
aufgrund der Vorschriften dieses Gesetzes. 

(2) Bei der Ermittlung des Gewinns für 
Zwecke der Körperschaftsteuer, des Notopfers 
Berlin und der Gewerbesteuer kann das aus- 
gründende Kreditinstitut Wirtschaftsgüter, 
die auf ein Nachfolgeinstitut übertragen wer- 
den, in der der Ausgründung zugrunde zu 
legenden Bilanz (Ausgründungsbilanz) ab- 
weichend von den §§14 und 15 des Körper- 
schaftsteuergesetzes mit den Worten an- 
setzen, die sich nach den steuerlichen Vor- 
schriften über die Gewinnermittlung (§ 6 des 
Körperschaftsteuergesetzes in Verbindung mit 
den §§ 4 bis 7 e des Einkommensteuergesetzes) 
ergeben. Werden Beteiligungen und Wert- 
papiere desAnlagevermögens höher 
bewertet, so wird der dadurch entstehende 
Gewinn bei der Ermittlung des Einkommens 
für Zwecke der Körperschaftsteuer und des 
Notopfers Berlin und bei der Ermittlung des 
Gewerbcertrags für Zwecke der Gewerbe 
Steuer nur mit 30 vom Hundert angesetzt. 
Im übrigen wird der durch die Bewertung 
in der Ausgründungsbilanz entstehende Ge- 
winn ebenso wie der sich bis zum Stichtag 
der Ausgründungsbilanz ergebende Gewinn 
(Betriebsgebarungsgewinn) nach den allge- 
meinen Vorschriften in vollem Umfang zu 
den Steuern vom Einkommen und Gewerbe- 
ertrag herangezogen. Als W ertpapiere 
des Anlagevermögens im Sinn 
der Sätze 1 und 2 gelten im 
Zweifel nur solche Wertpapiere, 
die vor dem 9. Mai 1945 ange- 
schafft worden sind. 

(3) Die Anfangswerte in der steuerlichen 
Eröffnungsbilanz der Nachfolgeinstitute dür- 
fen die nach Absatz 2 in der Ausgründungs- 
bilanz des ausgründenden Kreditinstituts an- 
gesetzten Werte nicht übersteigen. 

§ 12 

(1) Gerichtsgebühren und notarielle Be- 
urkundungsgebühren, die anläßlich der Auf- 
lösung und Ausgründung von Kreditinstituten 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

§ 11 

(1) unverändert 


(2) Bei der Ermittlung des Gewinns für 
Zwecke der Körperschaftsteuer, des Not- 
opfers Berlin und der Gewerbesteuer kann 
das ausgründende Kreditinstitut Wirtschafts- 
güter, die auf ein Nachfolgeinstitut über- 
tragen werden, in der der Ausgründung zu- 
grunde zu legenden Bilanz (Ausgründungs- 
bilanz) abweichend von den §§ 14 und 15 
des Körperschaftsteuergesetzes mit den Wor- 
ten ansetzen, die sich nach den steuerlichen 
Vorschriften über die Gewinnermittlung (§ 6 
des Körperschaftsteuergesetzes in Verbindung 
mit den §§ 4 bis 7 e des Einkommensteuer- 
gesetzes ergeben. Werden Beteiligungen und 
Wertpapiere, die am 9. Mai 1945 Anlagever- 
mögen waren, höher bewertet, so wird der da- 
durch entstehende Gewinn bei der Ermittlung 
des Einkommens für Zwecke der Körperschaf t- 
.steuer und des Notopfers Berlin und bei der 
Ermittlung des Gewerbeertrags für Zwecke 
der Gewerbesteuer nur mit 30 vom Hundert 
angesetzt. Im übrigen wird der durch die Be- 
wertung in der Ausgründungsbilanz ent- 
stehende Gewinn ebenso wie der sich bis zum 
Stichtag der Ausgründungsbilanz ergebende 
Gewinn (Betriebsgebarungsgewinn) nach den 
allgemeinen Vorschriften in vollem Umfang 
zu den Steuern vom Einkommen und Ge- 
werbeertrag herangezogen. 

(3) unverändert 

§ 12 

(1) unverändert 
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Entwurf 

aufgrund dieses Gesetzes entstehen, werden 
auf die Hälfte ermäßigt. Die ermäßigte Ge- 
bühr für eine Beurkundung beträgt höchstens 
2 500 — DM. 

(2) Wird ein Beschluß, für des-- 
s e n Beurkundung die Gebühren nach Ab- 
satz 1 zu ermäßigen' sind, zugleich mit 
anderen nicht unter Absatz 1 fallenden Be- 
schlüssen beurkundet, angemeldet oder ein- 

etragen und ist dafür eine einheitliche Ge- 
ühr zu erheben, so wird nur der Teilbetrag 
der Gesamtgebühr nach Maßgabe des Ab- 
satzes 1 auf die Hälfte ermäßigt, der die 
Gebühr, die für das nicht unter Absatz 1 
fallende Geschäft bei gesonderter Vornahme 
zu erheben wäre, übersteigt. 

(3) Die Eimäßiguiig erstreckt sich nicht auf 
die Zusatzgebühr für Beurkundungen außer- 
halb der Gerichtsstelle und für fremdsprach- 
lidie Erklärungen (§§ 52, 53 der Kosten- 
ordnung). Die Gebühr für die Beurkundung 
außerhalb der Gerichtsstelle darf jedoch den 
Betrag der für das Geschäft selbst zu er- 
hebenden ermäßigten Gebühr nldit über- 
steigen. 

(4) Die Bestimmungen über die Mindest- 
gebühr (§ 26 Absatz 3, § 72 der Kosten- 
ordnung) bleiben unberührt. 


Besch. lüsse des 12. Ausschusses 


(2) Werden Beschlüsse oder Rechts- 
geschäfte, für deren Beurkundung die Ge- 
bühren nach Absatz 1 zu ermäßigen sind, 
zugleich mit anderen nicht unter Absatz 1 

. fallenden Beschlüssen oder Rechtsgeschäften 
beurkundet, angemeldet oder eingetragen 
und ist dafür eine einheitliche Gebühr zu 
erheben, so wird nur der Teilbetrag der Ge- 
samtgebühr nach Maßgabe des Absatzes 1 
auf die Hälfte ermäßigt, der die Gebühr, die 
für das nicht unter Absatz 1 fallende Ge- 
schäft bei gesonderter Vornahme zu er- 
heben wäre, übersteigt. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 13 

(1) Mit einer Geldbuße von 3 bis 300 000 
Deutsche Mark kann belegt werden, wer 

1. als Mitglied des Vorstandes oder Auf- 
sichtsrats eines Nachfolgeinstituts vor- 
sätzlich daran mitwirkt, daß das 
Nachfolgeinstitut 

a) entgegen § 4 Absatz 2 S. 1 eine Be- 
teiligung an einem anderen Nachfolge - 
Institut erwirbt; 

b) entgegen § 4 Absatz 2 S. 2 Aktien 
eines anderen Nachfolgeinstituts über 
die zulässige Höchstgrenze hinaus er- 
wirbt; 

c) entgegen § 4 Absatz 2 S. 3 aus vor- 
übergehend erworbenen Aktien an- 
derer Nachfolgeinstitute das Stimm- 
recht ausübt; 


§ 13 

(1) Mit einer Geldbuße von 3 bis 300 000 
Deutsche Mark kann belegt werden, wer 
vorsätzlich 

1. als Mitglied des Vorstandes oder Auf- 
sichtsrats eines Nachfolgeinstituts daran 
mitwirkt, daß das Nachfolgeinstitut 

a) entgegen § 4 Absatz 2 Satz 1 eine 
Beteiligung an einem anderen Nach- 

"folgeinstitut erwirbt; 

b) entgegen § 4 Absatz 2 Satz 2 Aktien 
eines anderen Nachfolgeinstituts über 
die zulässige Höchstgrenze hinaus 
erwirbt; 

c) entgegen § 4 Absatz 2 Satz 3 aus vor- 
übergehend erworbenen Aktien an- 
derer Nachfolgeinstitute das Stimm- 
recht ausübt; 
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Entwurf 

2. als Mitglied des Vorstandes oder Auf- 
siditsrats eines Nachfolgeinstituts entgegen 
§ 4 Absatz 3 eine Bestellung zum Mitglied 
des Vorstandes oder die Wahl in den Auf- 
sichtsrat eines anderen Nachfolgeinstituts 
annimmt; 

3. durch Rechtsgeschäft Aktien von Nach- 
folgeinstituten über die gemäß § 4 Ab- 
satz 4 zulässige Höchstgrenze hinaus er- 
wirbt. 

(2) §§ 22 Absatz 2 Satz 2, 27, 28, 29 Ab- 
satz 2, 30 bis 32 des Gesetzes zur Ver- 
einfachung des Wirtschaftsstrafrechts vom 
26. Juli 1949 (WiGBL S. 193) in der Fassung 
des Gesetzes vom 30. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. S. 223) gelten entsprechend. 

(3) Auf das Verfahren sind die §§ 57, 66 
bis 98 des Wirtschaftsstrafgesetzes anzuwen- 
den; Verwaltungsbehörde im Sinne dieser 
Vorschriften ist die Bankaufsichtsbehörde. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
2. unverändert 


3. unverändert 


(2) unverändert 


(3) Auf das Verfahren sind die §§ 57, 66 
bis 98, 100 und 101 des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes anzuwenden; Verwaltungsbehörde 
im Sinne dieser Vorschriften ist die Bank- 
aufsichtsbehörde. 
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